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S 2003/I, 9. Aufgabe (Aufsichtsarbeit)

„Drei hohle Pappeln“
Chronologie

	
	Sommer 2002
	Kontrolle:

erhebliche Schäden

	
	02.09.02
	Besichtigung: Stämme innen völlig hohl

	
	03.09.02
	Aufforderung

	Bitte um Vorlage an

„übergeordnete Stelle“
	
	


I. Rechtscharakter des Schreibens vom 03.09.02

Verwaltungsakt im Sinn des Art. 35 Satz 1 BayVwVfG:

	hoheitliche

Maßnahme
	Zwischen Daschner und der Stadt Bruchofen wird (im Über- und Unterordnungsverhältnis) eine bindende Entscheidung getroffen

	Behörde
	Stadt Bruchofen, Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG

	Regelung

eines Einzelfalls
	Daschner muss die auf seinem Grundstück befindlichen Bäume fällen

	öffentliches Recht
	LStVG = besonderes Verwaltungsrecht

	Außenwirkung
	Schreiben hat behördeninternen Bereich verlassen und wurde Daschner bekannt gegeben


II. Verstoß gegen Verfahrensgrundsätze

· Da die Anordnung, die einen Verwaltungsakt nach Art. 35 Satz 1 BayVwVfG darstellt (s.o. I.), in die Rechte des Daschner eingreift, war dieser vor Erlass des Verwaltungsaktes nach Art. 28 Abs. 1 BayVwVfG anzuhören. Dies ist nicht geschehen und würde somit den Bescheid rechtswidrig machen.

· Ausnahmen von der Pflicht zur Anhörung nach Art. 28 Abs. 2 und 3 BayVwVfG liegen nicht vor.

· Jedoch kann dieser Verfahrensfehler nach Art. 45 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 BayVwVfG bis zum Abschluss des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens durch Nachholung der Anhörung geheilt werden. Dies geschah durch das Rückschreiben von Daschner.

III. Eintritt der Wirksamkeit

Man unterscheidet zwischen der äußeren und der inneren Wirksamkeit eines Verwaltungsaktes. Demnach wird der Verwaltungsakt mit der Bekanntgabe an den Betroffenen äußerlich wirksam (Art. 43 Abs. 1 BayVwVfG). Nach Art. 41 Abs. 2 BayVwVfG gilt der Verwaltungsakt mit dem dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben; das ist in diesem Fall der 06.09.02. Somit ist der Verwaltungsakt an diesem Tag äußerlich wirksam geworden. In diesem Fall treten sowohl die äußere als auch die innere Wirksamkeit mit der Bekanntgabe am 06.09.02 ein.

IV. Fällen der Bäume durch das Gartenbauamt

Wenn die Stadt selbst die Bäume durch ihr Gartenbauamt fällen lässt, so handelt es sich dabei um eine Vollstreckung der Anordnung im Wege der Ersatzvornahme nach dem VwZVG. Eine Ersatzvornahme ist hier jedoch nicht zulässig, da der Verwaltungsakt noch nicht vollstreckbar ist; denn er ist noch nicht unanfechtbar und es wurde auch nicht die sofortige Vollziehung angeordnet (Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und 3 VwZVG, § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO). Auch wäre eine Ersatzvornahme nur zulässig, wenn das mildere Mittel des Zwangsgeldes keinen Erfolg erwarten lässt (Art. 32 Satz 2 VwZVG), was hier aber nicht erkennbar ist. Die Stadt kann also die Bäume nicht fällen lassen, wenn Daschner nicht sogleich seiner Pflicht nachkommt.

V. Beifügung der Rechtsbehelfsbelehrung

Die Beifügung einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung ist nur bei Verwaltungsakten vorgeschrieben, die von einer Bundesbehörde erlassen werden (§ 59 VwGO). Somit war es nicht vorgeschrieben, dem Bescheid eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen, weil es sich bei der Stadt Bruchofen um eine Kommunalbehörde handelt.

VI. Vorlage an „übergeordnete Stelle“

Das Verlangen, die Sache der übergeordneten Stelle vorzulegen, ist als Aufsichtsbeschwerde zu werten. Daschner möchte, dass sich die übergeordnete Stelle mit seiner Beschwerde befasst und die Stadt veranlasst, ihre Entscheidung zu ändern. Dieser Rechtsbehelf ergibt sich aus Art. 17 GG und Art. 115 BV, wonach sich jedermann an die zuständigen Stellen wenden kann. Die Beschwerde ist kostenfrei (Art. 3 Abs. 1 Nr. 11 KG) zu verbescheiden.

VII. Träger der Verwaltung

· Träger der Verwaltung sind der Bund, die Länder und sämtliche juristische Personen des öffentlichen Rechts, also Körperschaften, Anstalten und Stiftungen (auch beliehene Unternehmer).

· Die Stadt Bruchofen ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, und zwar eine Gebietskörperschaft (vgl. Art. 1 GO). Die Stadt Bruchofen gehört also zu den Trägern der Verwaltung.

· Das Landratsamt Hängersbald ist „nur“ eine Behörde. Die dahinter stehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind der Freistaat Bayern (Landratsamt in der Funktion als Kreisverwaltungsbehörde) und die Gebietskörperschaft „Landkreis“ (Art. 37 LKrO). Träger der Verwaltung sind also der Freistaat Bayern bzw. der Landkreis, niemals das Landratsamt.
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